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HINWEISE ZUR BEARBEITUNG VON STRAFRECHTSFÄLLEN

I.  A l l g e m e i n e s

1. Deckblatt der Arbeit nicht vergessen !!

a) Oben links sind (bitte leserlich !!) in Blockschrift Namen (bei nicht eindeutig identifizierbaren Nachnamen bitte diesen durch Unterstreichung kenntlich machen: wegen des später auszustellenden Scheines!) und Vornamen sowie Immatrikulationsnummer des Bearbeiters anzugeben; zweckmäßig ist auch die Angabe der Postadresse (zwecks evt. Nachsendung).

b) Gleiches gilt für Studierende der Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität, die nach einem Abkommen beider Fachbereiche ebenfalls (und zwar ohne besondere Zulassung) teilnahmeberechtigt sind. Aus statistischen Gründen werden die Studierenden der Humboldt-Universität gebeten, sich als solche durch einen Vermerk auf dem Deckblatt zu erkennen zu geben. 

c) Auf das Deckblatt gehört ferner ein Hinweis auf die jeweilige Lehrveranstaltung und deren Dozenten - z.B. WS 2008/2009 Übungen im Strafrecht (Prof. Dr. N.N.)- sowie auf die jeweilige Arbeit (z.B. "1. Hausarbeit").

2. Auf der nächsten Seite folgen die Aufgabenstellung (neu schreiben, doch ohne die jeweiligen „Hinweise für die Bearbeiter“!) sowie im Anschluss hieran (doch nur bei Hausarbeiten!) Gliederung und Literaturverzeichnis.

3. Der eigentliche Textteil ist mit arabischen Ziffern seitenmäßig durchzuzählen. Die vorangestellten Teile der Arbeit (Deckblatt, Sachverhalt, Gliederung und Literaturverzeichnis)werden mit römischen Ziffern durchpaginiert. Es empfiehlt sich, die Seiten nur einseitig zu beschreiben; dies erleichtert (vor allem bei Klausuren!) den Austausch von Seiten.

4. Hausarbeiten müssen mit PC/Schreibmaschine geschrieben werden. Dabei ist unbedingt ein anderthalbfacher Zeilenabstand einzuhalten!

Klausuren dürfen nicht mit Bleistift geschrieben werden. Zu verwenden sind DIN A 4-Blätter, die (wegen Verlustgefahr!) aneinander zu heften sind. Bitte leserlich schreiben!!!

5. Für Korrekturen ist - jeweils links !- ein Korrekturrand von etwa 1/3 der Seite freizuhalten.

6. Jede Arbeit -Hausarbeit wie Klausur!- ist handschriftlich mit der Unterschrift des Bearbeiters abzuschließen.

7. Ein eigenes Abkürzungsverzeichnis ist nicht erforderlich, wenn die üblichen Abkürzungen verwendet werden. Die für Entscheidungssammlungen (z.B. BGHSt.), Zeitschriften (z.B. ZStW) oder sonst üblichen Abkürzungen (z.B. aaO) werden als bekannt vorausgesetzt. Weniger bekannte Kürzel sind zu vermeiden (also: ausschreiben!).

8. Vermeiden Sie auch unschöne Kürzel ("i.d.R."; "gem." und ähnliches)!

9. Die Arbeit muss frei von Orthographie-, Zeichen- und Tippfehlern sein! Auch wenn die Arbeit von einer Schreibkraft getippt wird, trägt für die formale Qualität allein der Verfasser die Verantwortung. (Exzessive) Fehlleistungen in diesem Bereich wirken sich negativ auf die Note aus; denn "die Gerichtssprache ist deutsch" (§ 184 GVG).

II. G l i e d e r u n g

1. Eine der Ausarbeitung vorangestellte Gliederung ist nur bei Hausarbeiten erforderlich (nach Aufgabenstellung und vor Literaturverzeichnis).

Bei Klausuren ist eine vorangestellte Gliederung nicht erforderlich. Hier genügt es (ist jedoch dringend geboten!), dem Leser durch Gliederungszeichen und geschickte optische Anordnung (Absätze u.ä.) die Lektüre zu erleichtern.

2. Die Gliederung soll in gedrängter Kürze den Aufbau und den Gedankengang der Arbeit erkennen lassen. Sie soll also weder gekürzte Inhaltsangabe (also z.B. keine Sätze! z.B. kein Vorgriff der Ergebnisse!) noch nichtssagend-langweilige "Pflichtübung" sein (also z.B. nicht stereotype Wiederholung "1. Tatbestand, 2. Rechtswidrigkeit, 3. Schuld" auch dort, wo Rechtfertigungs- und Schuldausschließungsgründe 
überhaupt nicht einschlägig sind!). In der Gliederung sind (rechts) die entsprechenden Text-Seitenzahlen anzugeben.

3. Im Textteil der Arbeit sind die Unterteilungen der Gliederung durch Wiederholung der Gliederungszeichen (und zweckmäßiger-, aber nicht notwendigerweise: durch Wiederholung der Überschriften) kenntlich zu machen. Selbstverständlich müssen Gliederungsübersichten/Überschriften aus der vorangestellten Gliederung jenen im Text entsprechen.

4. Üblich sind im übrigen die folgenden Gliederungszeichen, und zwar in dieser Reihenfolge: A - I - 1 - a - aa usw. Die (bei den Soziologen und in den Naturwissenschaften zunehmend übliche) Gliederungsweise "1.1.1" usw. ist zwar nicht falsch, aber bei den Juristen wenig "beliebt".

5. Nach der bekannten Regel "Wer a sagt, muss auch b sagen!" muss z.B. dem Gliederungspunkt I notwendigerweise der Gliederungspunkt II oder dem Gliederungspunkt 1 der Gliederungspunkt 2 folgen!

6. Es stört den Lesefluss, wenn zu viele Gliederungspunkte gemacht werden. Die Unterteilung sollte auf dem Prinzip beruhen, dass jedem (wesentlichen) selbstständigen Gedanken ein eigener Gliederungspunkt zugeordnet wird.

III. L i t e r a t u r v e r z e i c h n i s

1. Der Bearbeiter einer Hausarbeit muss sich eingehend mit der einschlägigen Literatur (und Rechtsprechung) beschäftigt haben. Diesem Gebot entspricht es nicht, wenn der Bearbeiter lediglich ein bis zwei Lehrbücher und/oder Kommentare benutzt.

2. Jeder Hausarbeit ist ein Verzeichnis des benutzten Schrifttums voranzustellen. Dabei sind freilich nicht alle gelesenen Werke anzuführen, sondern nur diejenigen, die laut Fußnotenbeleg im Text der Arbeit tatsächlich verwertet wurden.

3. Im Literaturverzeichnis ist die gesamte benutzte Literatur (nochmals: aber auch nur die benutzte!) in alphabetischer Reihenfolge nach dem Namen der Verfasser -mit nachgestelltem Vornamen (jedenfalls bei Verwechslungsgefahr: zwingend)- anzugeben. Dem Namen des Autors (ohne akademische oder sonstige Titel!) folgt der vollständige Titel des Werkes, der Band, die Auflage, das Erscheinungsjahr, bei Zeitschriften und Festschriftbeiträgen außerdem die Seitenzahl, bei der der jeweilige Beitrag beginnt; nicht erforderlich sind Erscheinungsort und Verlag.

4. Sind mehrere Werke desselben Autors aufgeführt, entscheidet über die Reihenfolge das erste Hauptwort (wiederum: alphabetische Reihenfolge!); dies gilt auch für unterschiedliche literarische Gattungen (z.B. Monographie, Aufsatz). Zulässig ist aber auch eine rein chronologische Anordnung.

5. Die Bearbeiter von Kommentaren (z.B. "Schönke/Schröder") sind nicht im Literaturverzeichnis, sondern nur in den jeweiligen Fußnotenzitaten anzugeben (z.B. "Sch/Schr/Stree").

6. Gerichtsentscheidungen sowie Entscheidungssammlungen gehören nicht in das Literaturverzeichnis!!

7. Angesichts der vielfältigen Reformen der letzten Jahre ist es gefährlich, veraltete Literatur zu benutzen. Daher ist mit den neuesten Auflagen zu arbeiten!

8. Abschließend für die gebräuchlichsten Literaturgattungen jeweils ein Beispiel:

Kommentare

z.B. Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch (26. Aufl.2001) 

in den Fußnoten zitiert: Sch/Schr/Bearbeiter
Lehrbücher

z.B. Baumann/Weber/Mitsch, Strafrecht Allg. Teil 
(11. Auflage 2003) in den Fußnoten zitiert: Baumann/Weber/Mitsch, AT

Monographien
z.B. Kienapfel, Urkunden im Strafrecht (1967)



in den Fußnoten zitiert: Kienapfel, Urkunden

Zeitschriften-
z.B. Lenckner, Zum Problem des Vermögensschaden beim Verlust nichtiger Forderungen, in: JZ 1965 105 ff

in den Fußnoten zitiert: Lenckner JZ 1967, 105 ff

Merke: Zeitschriftenaufsätze bedürfen keines besonderen Abkürzungszitats; sie werden in den Fußnoten allein nach Zeitschrift/Seite zitiert (Beispiel: "ebenso auch Lenckner JZ 1965, 109").

Beiträge in 

z.B. Dreher, Der Irrtum über Rechtfertigungsgründe, 
Festschriften

in: Festschrift für Ernst Heinitz (1972), S. 207 ff 

Zitierweise: Dreher, Heinitz-FS, S. 207ff

Entscheidungs-
z.B. Schröder, Anmerkung zu BGHSt. 12, 23 ff, 
anmerkungen
in: JZ 1967, 369 ff Zitierweise: Schröder JZ 1967, 369 ff

Eine Unterteilung in Monographien, Kommentare etc. im Literaturverzeichnis ist nicht erforderlich. Ich rate sogar ab, weil die studentischen Verfasser die Gattungen oft falsch einschätzen.

9. Es ist ratsam, jede (während der Bearbeitung des Falles) gelesene benutzte Schrift bibliographisch sogleich auf dem PC oder einer Karteikarte festzuhalten. Die alphabetisch geordnete Kartei dient später als Grundlage für die Reinschrift des Literaturverzeichnisses.

10. Wichtigster formaler Grundsatz: Einheitlichkeit!
IV.  F u ß n o t e n a p p a r a t

1. Bei Hausarbeiten muss jeder fremde Gedanke, jede fremde Ansicht oder jedes fremde Argument, die im Text verwendet werden, durch genauen Hinweis auf die betreffende Fundstelle nachgewiesen werden (sog. "Belegzitate"). Dagegen sind "erläuternde Sachzitate" (z.B. Inhalt einer Theorie, Gründe einer Gegenmeinung oder Begründung, weshalb Verf. der h. M. und nicht der Gegenmeinung folgt usw.) in einer Falllösung - insofern anders als bei Aufsätzen, Monographien usw.- nicht erlaubt; sie gehören in den Text!

2. Die Belegzitate sind nicht im laufenden Text der Arbeit und auch nicht zusammengefasst am Ende des Textes, sondern als Fußnoten am Schluss der betreffenden Seite anzubringen. 

3. In der Fußnote ist stets der Urheber der zitierten Ansicht anzugeben (bei Kommentaren mit mehreren Verfassern also der jeweilige Bearbeiter). Da bereits das Literaturverzeichnis die exakten bibliographischen Nachweise enthält, brauchen diese in den Fußnoten nicht wiederholt zu werden; hier genügen nunmehr Abkürzungszitate (vgl. Literaturverzeichnis).

4. Zitieren Sie so, dass der Leser das Zitat möglichst leicht finden kann. Bei Kommentaren sind der Paragraph und die Randnummer/die Anmerkung (übrigens: das ist nicht das gleiche!), bei anderen Werken in der Regel exakt die Seitenzahl zu nennen, bei welcher der fremde Gedanke zu finden ist.

Beispiele:
z.B. Sch/Schr/Eser, § 211 Rdn. 24




z.B. Baumann/Weber/Mitsch, AT, S. 507




z.B. Kienapfel, Urkunden, S. 95




z.B. Lenckner JZ 1967, S. 108




z.B. Dreher, Heinitz-FS, S. 210

5. Entscheidungen werden wie folgt zitiert: "BGHSt. 2, 194 (199 f)". Das bedeutet, dass die in Anspruch genommene Entscheidung auf S. 194 beginnt und die speziell zitierte Stelle auf S. 199 und auf der nachfolgenden S. 200 zu finden ist.

6. Machen Sie von der Abkürzung "aaO" sparsamsten Gebrauch: nämlich allenfalls dann, wenn die zitierte Schrift auf derselben oder der vorhergehenden Seite angeführt ist.

7. Wörtliche Zitate sind seltene Ausnahmen und nur dort zulässig, wo es dem Verf. gerade auf den Wortlaut der zitierten Aussage ankommt (also nicht, wo der zitierte Autor es einfach nur "besser kann" als der Verf. der Hausarbeit!). Wörtliche Zitate müssen in Anführungszeichen gesetzt werden. Wo kein wörtliches Zitat erlaubt ist, muss der Bearbeiter die fremde Ansicht mit eigenen Worten formulieren (und belegen: sonst Plagiat).

8. Nicht zulässig sind sog. "fallbezogene oder konkrete Zitate" (besonders häufiger Fehler!), bei denen der Bearbeiter für eine nur auf den konkreten Fall bezogene Schlussfolgerung einen anderen Autor in Anspruch nimmt.

Beispiel für einen solchen Fehler: "... Also hat Wilderer W den Jagdaufseher J heimtückisch getötet (ebenso Lackner/Kühl, § 211 Rdn. 12)". Falsch ist dieses Zitat, weil im Lackner/Kühl–Kommentar an der angegebenen Stelle natürlich nichts speziell zu „Wilderer W“ zu lesen ist. 

9. Es muss jeweils ersichtlich sein, ob eine gerichtliche Entscheidung oder eine literarische Äußerung zitiert wird und von wem sie stammt:

Falsch: 

"vgl. JZ 1986, 944"

Richtig:

"vgl. Puppe JZ 1986, 944"

10. Wird eine "h. M." belegt, so müssen natürlich nicht alle entsprechenden Nachweise zitiert werden; es genügt: "vgl. z.B. Tröndle/Fischer Rdn. 3 sowie SK-Rudolphi Rdn. 12 - alle zu § 240: dort mit weiteren Nachweisen".

11. Strafrechtliches Standardwissen (z.B. "Vorsatz = Wissen und Wollen") muss nicht mit Belegzitaten abgesichert werden.

12. Bei Verweisungen auf eine andere Stelle der eigenen Ausführungen ist die Seite zu vermerken, auf der die bezogene Stelle zu finden ist.

13. Enthält eine Fußnote mehrere Belege, so ist auf eine sinnvolle Ordnung zu achten. So empfiehlt sich jedenfalls eine Trennung nach Entscheidungen und literarischen Äußerungen. Entscheidungen sind nach der Rangordnung der Gerichte (z.B. BVerfG vor BGH und BGH vor OLG und so weiter!) oder nach Zeitfolge (z.B. BGHSt. 32, 103 vor BGHSt. 18, 107!) zu ordnen. An den Anfang gehört aber auf jeden Fall die exakt passende Belegstelle!

14. Soweit dies möglich ist, sollte die jeweils letzte Auflage eines Buches benutzt werden. Werden verschiedene Auflagen desselben Werkes benutzt, muss die jeweilige Auflage in der Fußnote gekennzeichnet sein.

V. D a r s t e l l u n g

1. Nochmals: Sorgfalt in Rechtschreibung, Zeichensetzung, Satzbau und Ausdruck ist wichtig und "lohnt" sich auch für die Note!

2. Der Bearbeiter muss sich an den gestellten Sachverhalt halten. Er muss ihn zwar im Einzelfall unter Verwertung sämtlicher Sachverhaltsangaben und mit Hilfe einer lebensnahen Betrachtungsweise näher deuten (und dies in seinen Ausführungen dann auch zum Ausdruck bringen!), darf ihn aber weder durch Unterstellungen ergänzen noch abändern.

3. In der textlichen Ausarbeitung sind unnötige Wiederholungen des Sachverhalts zu vermeiden. Eine (knappe) wiederholende Andeutung des Sachverhalts ist nur angebracht, soweit es darum geht, die jeweils zu erörternde Frage zu verdeutlichen. Sachverhaltswiederholungen lassen sich übrigens meist vermeiden, wenn man den zu erörternden Sachverhalt in der Überschrift des Handlungsabschnittes (Beispiel: "1. HA: Das Verhalten im Selbstbedienungsladen; 2. HA: An der Kasse; 3. HA: Die spätere Verwertung der Beute") skizziert.

4. Alternativlösungen sind nur bei tatsächlicher Mehrdeutigkeit (die in aller Regel vom Aufgabensteller nicht gewollt ist!) und nur dann erlaubt, wenn die erforderliche Sachverhaltsdeutung (vgl. oben V/2) zu keinem eindeutigen Ergebnis geführt hat.

„Eselsbrücke": Wer sich vor der Alternativlösung scheut, sollte derjenigen (plausiblen!) Sachverhaltsdeutung den Vorzug geben, welche die größeren rechtlichen Schwierigkeiten mit sich bringt!

5. Reine Rechtsfragen dürfen allerdings niemals alternativ entschieden werden (schließlich muss sich ja auch der Richter im Einzelfall für "Schönke-Schröder" und gegen "BGH" oder umgekehrt entscheiden!). Gibt es in einer Frage verschiedene rechtliche Lösungsansichten, so muss der Bearbeiter diese inhaltlich einander gegenüberstellen, sich (mit Begründung!) für eine Ansicht entscheiden und dann die sich hieraus für den konkreten Fall ergebenden Schlussfolgerungen ziehen.

6. Wiederholungen des Gesetzeswortlautes sind zu vermeiden.

7. Anders als in gerichtlichen Entscheidungen, bei denen das Ergebnis am Anfang steht und gewissermaßen nachträglich begründet wird (sog. "Urteilsstil" – charakteristisch sind insoweit die Wörter "denn, weil"), werden in den Strafrechtsfällen der akademischen Ausbildung Gutachten verlangt. Dem entspricht der sog. "Gutachtenstil": am Anfang steht die Frage, von der aus mit den charakteristischen Wörtern "also, folglich" das Ergebnis erarbeitet wird. 

Diese Regel gilt freilich nicht "sklavisch": Bei relativ unproblematischen Fragen, bei denen die Subsumtion des Lebenssachverhaltes unter die Norm keine besonderen Schwierigkeiten bereitet, ist ausnahmsweise auch eine (Kurz-)Begründung im Urteilsstil vertretbar.

8. Da der Bearbeiter einen konkreten Fall zu lösen hat, ist es nicht seine Aufgabe, lange theoretische Abhandlungen (ab-)zuschreiben (sog. "Lehrbuchstil"). Theoretische Ausführungen sind nur dort angebracht, wo sie zur Lösung des vorliegenden Falles unerlässlich sind. Daher hat der Bearbeiter den Mut aufzubringen, Streitfragen offen zu lassen, wenn diese für die Lösung des Falles keine konkreten Auswirkungen haben. In dieser Situation empfiehlt es sich allenfalls, die Streitfrage kurz anzudeuten und mit dem Hinweis, dass im konkreten Fall beide Ansichten z.B. zum gleichen Ergebnis führen, offen zu lassen.

9. Der Bearbeiter muss sich bemühen, seine Klausur oder Hausarbeit richtig zu "gewichten". Er darf nicht Unproblematisches unangemessen breit auswalzen, die eigentlich "interessanten" Passagen dann aber mit apodiktischer Kürze abtun!

10. Für die Benotung ist meist weniger wichtig das Ergebnis als vielmehr die Qualität der Begründung. Abweichungen von der beliebten "herrschenden Meinung" oder von der vielzitierten "gefestigten 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes" sind selbstverständlich erlaubt (übrigens: oftmals sogar erwünscht!), müssen als solche aber gekennzeichnet und eingehend(er) begründet werden. Ein ansonsten kommentarloser Hinweis auf die "h.M." ist aber kein Ersatz für eine (wenn auch knappe) Begründung.

11. Ein auf eigener Erfahrung beruhender wichtiger Rat für Klausuren: Sehr oft kommen die Bearbeiter gerade von Strafrechtsfällen bei Niederschrift ihrer Lösung in Zeitnot. Daher sollte spätestens nach einem Drittel der zur Verfügung stehenden Zeit mit der Niederschrift der Klausur begonnen werden!

12. Ein abschließender Rat auch für die Hausarbeit: Der Wert der Arbeit steigt nicht unbedingt mit ihrem Umfang! (Nachträgliches) Kürzen tut oft/meist gut!

VI. A u f b a u h i n w e i s e

(ohne Anspruch auf Vollständigkeit)
1. Ein richtiger Aufbau ist der Grundstock für eine ordentliche Lösung. Aufbaufehler sind echte sachliche Fehler; Aufbauunzweckmäßigkeiten führen erfahrungsgemäß sehr oft zu Fehlern.

2. Bei umfangreichen Sachverhalten empfiehlt es sich, nach Handlungsabschnitten zu trennen.

3. Kommen mehrere Personen als Täter oder Teilnehmer in Betracht, so ist (gegebenenfalls innerhalb der einzelnen Handlungsabschnitte) getrennt nach Personen vorzugehen. Dabei ist elementarste Aufbauregel: Es ist immer zunächst mit der "tatnäheren" Person zu beginnen = also Haupttäter vor Teilnehmer, Begünstiger, Hehler!

4. Bei mittelbarer Täterschaft ist stets mit der Tätigkeit des die Tat unmittelbar ausführenden "Werkzeuges" (Tatmittlers) zu beginnen. Fehlt es dem "Werkzeug" (aus den verschiedensten Gründen) z.B. an der Tätereigenschaft, am Vorsatz o.ä., ist die Erörterung der Strafbarkeit des "Werkzeuges" abzubrechen und die mittelbare Täterschaft des "Hintermannes" zu beleuchten. Ist diese festgestellt, wird das Verhalten des "Werkzeuges" (nicht selten) ggf. nochmals unter dem Aspekt der Teilnahme (meist: Beihilfe) zu prüfen sein.

5. Bekanntlich ist immer von den in Frage kommenden Straftatbeständen des Besonderen Teils auszugehen. Üblicherweise beginnt man mit den schwersten Taten und erörtert dann einzelne Tatbestandsgruppen nacheinander (z.B. §§ 211 ff, §§ 223 ff oder §§ 249 ff StGB). Im übrigen ist hier jede logische Reihenfolge erlaubt; mehr oder weniger aus "Bequemlichkeit" die unproblematischen Tatbestände vorweg zu erörtern, ist jedoch zu beanstanden.

6. Die einzelnen Straftatbestände müssen (nach Tatbestand, Rechtswidrigkeit, Schuld, Strafaufhebungsgründen usw.) volldeliktisch durchgeprüft werden. Enthält die Fragestellung freilich keine Hinweise auf Probleme der Rechtswidrigkeit oder der Schuld, genügt ein einmaliger Hinweis (z.B. "Rechtfertigungs- und Schuldausschließungsgründe sind hier und im folgenden nicht ersichtlich").

7. Inhalt und Reihenfolge der Prüfung des einzelnen Straftatbestandes sind durch dessen Gesetzeswortlaut und im Übrigen durch den wissenschaftlichen Handlungsbegriff vorgegeben. 

8. Da meist abstrakte Sachverhalte ohne nähere Hinweise auf die Täterpersönlichkeit gegeben werden, sind Schuldfähigkeit sowie bestimmte Unrechtsfolgen nur zu erörtern, wenn dies ausdrücklich verlangt wird oder der Sachverhalt erkennbar Anlass zu solcher Prüfung gibt. Im Übrigen hat der Bearbeiter neben den einzelnen Straftatbeständen auch auf benannte Strafzumessungsregeln (z.B. §§ 243 oder 213/1. Alt. StGB), nicht aber -sofern nicht ausdrücklich danach gefragt !- auf unbenannte Strafzumessungsregeln (z.B. § 213/2. Alt. StGB) einzugehen.

9. Beim Versuch ist (auf der Tatbestandsebene) stets mit dem "Tatentschluss" (subjektive Seite) zu beginnen; erst dann kommen Ausführungen zur objektiven Seite („unmittelbares Ansetzen“).

10. Weil Aufgaben strafrechtlicher Art häufig mit irgendwelchen "Verabredungen" zu diversen Verbrechen beginnen, pflegen viele Bearbeiter ihre Lösung mit § 30 Abs. 2 StGB (Verabredung zu einem Verbrechen) zu beginnen und prüfen dann –was sehr unzweckmäßig ist!- inzidenter die in Frage kommende Haupttat in epischer Breite. Von solcher Darstellung ist jedenfalls dort abzuraten, wo die verabredete Tat mindestens strafbaren Versuchsbereich erreicht hat!

11. Abstrakte Ausführungen rechtlicher Art (z.B. zu zivilrechtlichen Vorfragen oder Teilnahmeproblemen) sind für irgendwelche Vorbemerkungen nicht geeignet. Sie gehören jeweils dorthin, wo sie für die Erörterung eines Tatbestandsmerkmales von Bedeutung sind (Beispiel: zivilrechtliche Eigentumsfragen sind im Rahmen z.B. des § 242 StGB beim Merkmal "fremd" oder z.B. des § 292 StGB beim Merkmal "unter Verletzung fremden Jagdrechts" zu erörtern).

12. Es ist grundsätzlich unzulässig (und damit ein Fehler!), eine Tatbestandserörterung wegen ohnehin eintretender Gesetzeskonkurrenz (oder unter Hinweis auf z.B. fehlenden Strafantrag) zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Hausarbeiten! Gleichwohl ist hier zu beachten: 

a) Ist im schwereren Delikt das leichtere Delikt tatbestandlich (!) voll enthalten, ist mit der Bejahung des Spezialdelikts zugleich auch das Grunddelikt mitabgehandelt. In diesem Fall genügt ein abschließender kurzer Hinweis auch auf das Grunddelikt (sei es in einem eigenen Gliederungspunkt oder unter "Ergebnis/Konkurrenz").

Beispiel:
Im Raub (§ 249 StGB) sind Diebstahl (§ 242) und Nötigung (§ 240) tatbestandlich voll enthalten. Hier genügt die ausführliche Erörterung nur des § 249!

b) Hat das gesetzeskonkurrierend verdrängte Delikt freilich eine völlig andere Tatbestandsstruktur als das vorrangige schwerere Delikt, so müssen (sowohl in Klausur wie erst recht in Hausarbeit!) beide Tatbestände durchgeprüft werden.

Beispiele:
z.B. § 221 gegenüber §§ 211 ff StGB




z.B. §§ 249 ff und 316 a StGB




z.B. §§ 239 und 240 StGB

13. Es empfiehlt sich, jeweils am Ende eines Handlungsabschnittes (getrennt gegebenenfalls nach Personen) eine (Zwischen-) Konkurrenzprüfung durchzuführen. Dadurch erleichtert sich (dem Bearbeiter ebenso wie dem Leser) die Behandlung der abschließenden Schlusskonkurrenz.

Anmerkung:
Neben den üblichen (monographischen) "Fallsammlungen mit entsprechenden Anleitungen zur Bearbeitung von Fällen" darf ich zu weiterer Lektüre empfehlen:

(1) Geilen, Methodische Hinweise zur Bearbeitung von Strafrechtsfällen, in: JURA 1979, S. 536 ff

(2) Horn, Sprachfehler, Formfehler, Denkfehler, in: JURA 1984, S. 499 ff

(3) Scheffler, Hinweise zur Bearbeitung von Strafrechtshausarbeiten, in: JURA 1994, S. 549 ff

(4) Dietrich, Die Formalien der juristischen Hausarbeit, in: JURA 1998, S. 142 ff

Univ.-Prof. Dr. Klaus Geppert

